
äß Auswärtiges Amt

Auswäriges Amt. Kurstßße 3610117  Berlin

██
████████

████████████

BETREFF   lnformationsfreiheitsgesetz
HiER   Kommunikation lnteministerielle Arbeitsgruppe Anpassung

BEzuG   lhre Anfiage vom 01.04.2019, unser Schreiben vom  12.04.2019,
Ihr Schreiben vom 17.04.2019, unser Schreiben vom  15.05.2019,
Ihr Schreiben vom  15.05.2019

ANLAGE       -1-

Gz    505-511.E  IFG  130-2019 (bitte bei Antwort angeben)

HAUSANSCHRIFT

Werderscher Markt 1

10117  Berlin

POSTANSCHRIFT

Kur§traße 36

10117  Berlin

TEL + 49 (0)30  18-176070

FAx + 49 (0)3018-17-53351

BEARBEITETVON

████████

REFERAT:  505-l FG

IFG-Anfragen@diplo.de

wvw.auswaehiges-amt.de

Berlin, 05.06.2019

███████████████

auf lhre Anfrage auf lnfomationszugang nach dem lnfomationsfreiheitsgesetz des
Bundes (IFG), mit der Sie die Übersendung sämtlicher intemer und extemer
Kommunikation im Rahmen der lnteministeriellen Arbeitsgruppe Anpassung (an den
Klimawandel) beantragten, ergeht fol gender

Bescheid:

Ihrer Anffage bezüglich der internen Kommunikation wird weit überwiegend stattgegeben.

Dieser Bescheid ergeht kostenpflichtig.

Bemung:

Nach §  1  Abs.1  Satz 1  IFG hatjeder nach Maßgabe des Gesetzes gegenüber Behörden des
Bundes einen Anspruch auf Zugang zu amtlichen lnformationen, sofern nicht ein
Ausschlussgrund nach dem IFG (§§ 3 -6 IFG) dem entgegensteht.

Kein Zugang wird gewährt zu einer Verbalnote der Botschaft der Tschechischen Republik,
da der Herausgabe § 3 Nr.  1  a IFG entgegensteht.

VERKEHRSANBiNDUNG:  U-Bahn  U2,  Hausvogteiplatz,  Spittelmarkt
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Die Herausgabe der Verbalnote könnte nachteilige Auswirkungen auf die bilateralen

Beziehungen der Bundesrepublik Deutschland zu Republik Tschechien haben (§ 3 Nr.  1  a

IFG).

Der Ausschlussgrund des § 3 Nr.  1  a IFG schützt die auswärtigen Belange der

Bundesrepublik Deutschland sowie das diplomatische Vertrauensverhältnis zu

ausländischen Staaten sowie zu zwischen und überstaatlichen Organisationen.

Es entspricht den diplomatischen Gepflogenheiten, Verbalnoten, die andere Staaten an die

Bundesrepublik Deutschland richten, vertraulich zu behandeln und deren lnhalt

unbeteiligten Dritten oder der Öffentlichkeit nicht zugänglich zu machen.

Das außenpolitische Ziel der Bundesregierung gegenüber der Republik Tschechien ist es,

gute und vertrauensvolle Beziehungen zu unterhalten, da sie ein fiir Deutschland politisch,
sicherheitspolitisch und wirtschaftlich gleichemaßen bedeutsamer Partner ist. Die

tschechische Seite erwartet, dass sensible außenpolitische Anliegen nicht in der

Ö ffentlichkeit, sondem innerhalb etablierter diplomatischer Kommunikationskanäle

kommuniziert werden. Eine Offenlegung der Verbalnote könnte als Vertrauensbruch

verstanden werden. Ein Vertrauensverlust in den Beziehungen würde die Erreichung von

außenpolitischen Zielen in einer Vielzahl relevanter Fragen zuwiderlaufen und damit

außenpolitischen lnteressen der Bundesregierung schaden.

Durch eine Herausgabe der genannten Verbalnote im Rahmen eines IFGAntrags würde

zudem auch das Veftrauen der anderen hier ansässigen diplomatischen Vertretungen, ihre

Korrespondenz mittels Verbalnote werde vom Auswärtigen Amt vertraulich behandelt

werden, nachhaltig gestört. Die Herausgabe von Verbalnoten würde ein im diplomatischen

Verkehr anerkamtes Vertrauen unterlaufen und daduch dem Ansehen der Bundesrepublik

Deutschland als vertrauenswürdiger Partner in den intemationalen Beziehungen Schaden

zuftigen.

Ein Anspruch auf Herausgabe der Verbalnote besteht daher wegen § 3 Nr.  1  a IFG nicht, es

kann lhnen jedoch eine Zusammenfassung des lnhalts zu Verftigung gestellt werden.

Es werden lhnen anliegend Kopien folgender Unterlagen übersandt:

•     Unterlage vom 25. November 20l l  fiir ein Hintergrundgespräch des Leiters von

Abt. 4 ftir ein Hintergrundgespräch zu Klimakonferenz in Duban,
•     Gesprächsunterlage vom l2. Januar 2012 ftir den Leiter von Abt. 4 fiir ein wDR

Funkhausgespräch zum Thema Klimapolitik und Klimaethik,
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EMail vom 16. Mai 2016 der deutschen Botschaft Santiago de Chile zur

Unterrichtung über die deutschchilenische Kooperation im Klimaschutz, inkl.

Anhang,

Staatssekretärsvorlage vom 5. Dezember 2014 zur Unterrichtung über das

Aktionsprogramm Klimaschutz 2020. Das in der Anlage befindliche

Aktionsprogramm kann online als PDF abgerufen werden unter

httDs://www.bmu.de/Dublikation/aktionsDrogrammklimaschutz2020/
•     EMail vom 2. Dezember 2015 zur Kabinettsache „Fortschrittsbericht DAS

Klimawandel",
•     EMail vom 25. Januar 2016 mit weisung fiir Astv in Brüssel,

•     Mailanhang: Weisung ftir Astv vom 25. Januar 2016 mit Aufliebungsvermerk der

VS Nfl)Einstufimg,
•     EMail vom 8. November bzgl. einer tschechischen Demarche zum deutschen

Klimaschutzplan.

Bezüglich der Unterlagen zur extemen Kommunikation verweise ich auf das federffihrende

BMU, siehe auch unseren Schriftwechsel vom 12.04.2019 sowie vom  17.04.2019.

KostenentscheidunQ:

Die Kostenentscheidung beruht auf §  10 IFG. Danach werden für Amtshandlungen nach

dem lnformationsffeiheitsgesetz Kosten erhoben. Der von lhnen beantragte

lnfomationszugang überschreitet den Rahmen einer einfächen, gebührenffeien Auskunft.

Es mussten Unterlagen zusammengestellt und geprüft sowie Schwärzungen von

schützenswerten öffentlichen und privaten Belangen vorgenommen werden. Die Gebühren

richten sich nach §  10 Abs. 3  IFG i.V.m. der Anlage Teil A, Ziff. 2.1  zur

lhfiormationsgebührenverordnung (IFGGebv). Der entsprechende Gebührenrahmen beläuft

sich auf 15,00 Euro bis  125,00 Euro.

Die Gebührenerhebung soll nicht kostendeckend erfolgen und darf den Antragsteller/die

Antragstellerin nicht in unzumutbarer Weise belasten, noch in einem groben

Missverhältnis zu dem Wert der mit ihr abgegoltenen Leistung stehen. Zudem ist die

Gebühr gemäß §  10 Abs. 2 IFG auch unter Berücksichtigung des Verwaltungsaufi^randes

so zu bemessen, dass der lnformationszugang wirksam in Anspruch genommen werden

kam. Daher werden die Gebühren u.a. nach der IFGGebv auf der Basis der in der

Begründung zur IFGGebv enthaltenen pauschalen Personalkostensätze ermittelt, die 30,00

Euo für Mitarbeiter des mittleren Dienstes, 45,00 Euro ffir Mitarbeiter des gehobenen

Dienstes und 60,00 Euro ftir Mitarbeiter des höheren Dienstes betragen.
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Die Gebührenerhebung erfolgt auch unter Berücksichtigung des Verwaltungsauf\vands und
wird ins Verhältnis zu bereits getroffenen Gebührenentscheidungen gesetzt. Dabei wird
unter dem Gesichtspunkt der Gleichbehandlung der Gebührenschuldner geprüft, inwiefem
die jeweiligen Amtshandlungen vergleichbar sind. Der tatsächlich entstandene
Verwaltungsaufwand übersteigt den letztlich in Ansatz gebrachten Aufwand bei Weitem.

Unter B erücksichtigung dieses Verwaltungsaufwands und sämtlicher weiterer gesetzlicher
Kriterien ffir die Gebührenbemessung wurde hier unter Ausübung des Emessens, das dem
Auswärtigen Amt bei der Gebührenfestsetzung der Gebühr innerhalb des einschlägigen
Gebührenrahmens zusteht, eine Gebühr von 20,00 Euo (IFGGebv, Teil A, Ziffer 2.1.)
festgesetzt, die sich im unteren Drittel des Gebührenrahmens bewegt.

Bitte überweisen Sie den Gesamtbetrag i. H. v. 20,00 EUR innerhalb von 4 Wochen
auf das Konto der Bundeskasse

Deutsche Bundesbank, Filiale Leipzig
BLZ 86000000
Konto Nr.  86001040

BIC: MARKDEF1860

IBAN: DE38 8600 0000 0086 0010 40

Unter Verwendungszweck geben Sie bitte an: ZÜV  1095 00013294 505-IFG 130-2019

Mit fieundlichen Grüßen
lm Auftrag

█████████

mre Rechte /Rechtsbehelfsbelehrung\ :
Gegen diesen Bescheid kam innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Widerspruch beim
Auswärtigen Amt in Berlin oder Bonn erhoben werden
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Betreff: Hintergrundgespräch D4 zu Duban am 28.11.2011

25.11.2011

Bedeutung der Klimakonferenz in Durban
•    Angesichts von Wirtschafts und Finanzkrisen in Euopa und USA, Unruhen in

Nordaffika und steigender Spamungen im Nahen Osten drohte Klimawandel bis vor

Kurzem aus Wahrnehmung der Öffentlichkeit zu verschwinden. Duban hat dies

geändert, in den Medien fmden sich wieder viele Beiträge zum Thema.
•    Nicht richtig ist, dass Durban die letzte Bewährmgschance der Klimaverhandlungen ist.

Wer das sagt, wird in zwei Wochen vermutlich sagen, man hatje es ja schon immer

gewusst. Ich finde, das Thema ist zu emst, als dass man es leichtfertig auf kurzffistige
Ergebnisse reduziert.

•    Auch nach Duban gilt: der Klimawandel geht weiter, aber auch die Klima

verhandlungen werden fortgesetzt. Es lohnt sich also, sehr genau himsehen, was da

passiert. Gut, dass wir heute Gelegenheit haben, dies zu tun.

•    EUPosition zu Durban

•    EU Umweltrat hat ani 10.Oktober in Ratschlussfolgerungen (indossiert vom ER am

23.10) Offenheit ftir eine 2. Vepflichtungsperiode des KyotoProtokolls (KP) als Teil

eines umfassenden Ansatzes bestätigt. AUßerdem erwarten wir klaren Fahrplan ffir

Verhandlung eines umfassenden Abkommens , unter Einbeziehung aller großen

Emittenten, dem EU trägt nu mit weniger als 1 6% zu den weltweiten Emissionen bei,

Tendenz abnehmend. Alleine können wir das 2° Ziel nicht eneichen.
•Nach wie vor gilt: EU ist bereit, unter bestimmten Umständen ihr Reduktionsziel von

derzeit 20% auf 30% zu erhöhen, wem anderen große Emittenten mitziehen. In der EU

gibt es noch keinen Konsens ftlr eine unkonditionierte Erhöhung des EU
Minderuigsziels (GBR, DAN dafiir, u.a. POL, ITA dagegen).

• Die EU tritt mit dieser Position als einzige Verhandlungsgruppe in Duban völlig



Positionierungen der anderen Akteune
•    Wiir haben unsere Botschaften bei wichtigsten Akteuren lnteressenslage und

Verhandlungspositionen abfiagen lassen. Demarchen gemeinsam mit Kollegen aus

Großbritannien, EUVertretungen, der EURatspräsidentschaft und, wo möglich, auch

anderen EUParmem.
•    Die vom Klimawandel am stärksten betroffenen lnselstaaten (AOSIS` und viele IDC

ftrdem zweite Verpflichtungsperiode des KP. Darüber hinaus treten sie wie EU fiir

umfassendes, rechtverbindlicheä Abkommens ein, das alle großen Emittenten umfässt.

•    ZAF. BRA umnd viele mittel md late]inamenrikanische Staaten zeigten sich offtn fiir die

von DEU/EU präftierte Übergangslös`mg zwischen dem Ende ersten KP

Verpflichtungsperiode und der Unterzeichnung eines globalen Abkommens.

•    Die |±§A dagegen präftrieren  wie £hipa  einen "bottomup" Ansatz: Frei`rillige

nationale Ziele und deren Einhaltung sollen transparent gemacht werden, aber ohne

intemationale Rechtsverbindlichkeit. Die USA würden rechtverbindliches Abkommen

nu dann mittragen, wenn alle Staaten, auch EL, auf gleiche Art verpflichtet würden

(völkerrechtliche Symmetie). Die Höhe der Ziele kömte sich dam unterscheiden.
Mindenmgszusagen der USA sind angesichts der imenpolitischen Lage nicht zu

erwarten, national wurde das Ziel 17% bis 2020 gegenüber 2005  genannt.

•    CAN. JAP umnd auch RUS sind weiterhin gegen zweite Verpflichtungsperiode, wenn

andere große Emittenten wie die USA und CIIN keinen Beitrag leisten. Derzeit wird viel

spekuliert, inwieweit diese ablehnende Haltung durchgehalten werden kann,
•    Hardliner wie Saudi Arabien. Bolivien und zur Zeit audh lndien machen keine

Zugeständnisse. Die zweite Verpflichtungsperiode des KP ist ftir diese Länder conditio

sine qua non. Darüber hinaus müsse die Frage der Klimagerechtigkeit und der

historischen Verantwortuqg der lndustrieländer fiir den Klimawandel geklärt werden.
•    Gruppe der BASELänder tritt nach außen äls Block auf Wenn man genau hinschaut,

ist dies diffrienziefte Gruppe: ZAF ist als COPPräsidentschaft an Erfolg in Düban

interessieri. Brasilien will Verantwortung äls global Player auch außenpolitisch gerecht

werden, China signalisiert Bereitschaft zu Verhandlungen wenn auch erst ab 2015.

Und lndien nimmt unter neuer Umweltministerin alte Fehde zwischen lndustrie und

(ehemaligen) Entwicklungsländem wieder auf.
•    QJZ treten  zwar mit offiziellen Positionen an Öfföntlichkeit, innerhalb dieser Gruppe

besteht aber keine Eirigkeit.. Sehr deutlich wurde dies bei Debatte im VNsicherheitsrat

zum 'Ihema Klimawandel und Sicherheit: die von ARG im Namen der G77

vorgetragene kritische Stellungnahme wurde von vielen G77 weder tlbemommen noch

unterstützt.

•    Wir haben den Eindnick, dass besonders bei kleineren Ländem der dritten Welt, die mit

der Komplexität der Folgen des Klimawandels teilweise überfbrdert sind, die

klimaootitischen Positionen oft nicht auf Grundiage belastbarer Fakten. nüchtemer

lnteressensanalvse oder gar in Würdigung des globalen Ziels des Klimaschutzes

definiert werden, sondem andere Faktoren, häufig auch erratische oder irrationale

Motive eine Rolle spielen.



•    Ein Ziel unserer klimaaußenpolitischen Arbeit ist es also auch, hier Transparenz, eine

klane Daten und Faktenlage ud vor allem einen vemünftigen langffistigen

Erwartbares Ergebnis
•    Durban ist aus EUSicht dann ein Erfolg, wenn ein ausgewogenes Paket von

Entscheidungen erzielt wird, nu einzeLnen dieser drei Punkte genügen nicht:

1. Umsetzung der Beschlüsse von Cancün, insb. die Operationalisierung des Green

Climate Fund, der ab 2020 jährlich 100 Mrd. fiir Klimaschutz verwalten soll.

2. An  Bedingungen geknüpfte Weiterftihrung des KyotoProtokolls über erste

Vepflichtungsperiode hinaus einschließlich seiner lnstrumente und Richtlirien sowie

3 . Entscheidung zur Verhandlung eines Rechtsinstnments unter der

Klimarahmenkonvention mit klaren Zeitvorgaben.



•    Darüber hinaus muss es in Durban auch um Ambitionsniveau gehen: Klimaschutz kam

nicht auf Klimaschutzabkommen warten. Dies haben Staaten in Cancüh anerkannt und

sich Ziele im Klimaschutz ffir die Zeit nach 2012 gesetzt.

•    Zwei Beispiele: £hiaa hat in lauftnden 5 Jahres Plan Ziel verankeri, C02Emissionen

um 4045 Prozent pro BIPEinheit bis 2020 gegenüber 2005 zu senken und

Kohlenstoffinärkte zu erproben. Mg2£i!sg hat in Klimaschutzplan Ziel gesetzt, bis 2050

seine Emissionen um 50 Prozent gegenüber dem Jahr 2000 zu senken.
•    Auch Deutschland handelt: Ziel gesetzt, Treibhausgasemissionen um 40% gegenüber

1990 bis 2020 zu mindem und mit Energiekonzept entsprechende Maßnahmen

entwickelt und beschlossen. Deutschland will mit Wandel zu einer kohlenstoffiurmen

Gesellschaft seine lnnovationskraft nutzen, Investitionen ausbauen und auch

Wettbeweri]sfthigkeit stärken.

•    Wichtig ist: Der in Cancün vereinbarte Überi)rüfiimsDrozess 20132015 soU dazu

dienen, die Lücke, die zwischen den tatsächlichen Aktivitäten und den Erfbrdernissen

besteht, zu evaluieren und notwendige Maßnahmen abzuleiten.
•    Die Zeit dränst. Ich bin davon überzeugt: wir können es uns auch wirtschaftlich nicht

leisten, den Klimawandel erst dann zu bekämpfen, wenn er noch drastischere Effekte

zeigt. Wir müssen präventiv handeln und wir müssen heute anfängen, uns auf eine

kohlenstofme Wirtschaft umzustellen. Das hat filr mich nichts mit Verzicht zu tun,

sondem vielmehr mit imovativer Technologie. vemünftigen Marktanreizen und friren

Weftbewerbsbedingungen.

EnmaAUßenpolitik
•    Klimapolitik ist zentrale Globalisierumsauftabe und wichtiger Faktor Drävenntiver

AUßenDolitik. Klimawandel kann sich auf Sicherheit und Stabffität weltweit auswirken

und hat dinekte Bezüge zu Energiesicheriieit, Wasser und Nahrungsmittelknappheit,

Überbevöücerung, Migration.

•    Klimawandel ist damit Auf±abe der AUßenDolitik. BM Westerwelle in Rede vor der

VNGV am 26.92011 erklärt: „Deutschland wird auch ldlnftig an der Spitze des    .

Kampfes gegen den Klimawandel stehen. Wie die Abrüstung und nukleare

Nichtverbreitung, wie der Schutz der Menschenrechte gehört der Kampf ftlr den

Klimaschutz zu einer präventiven Diplomatie. Er ist Teil einer vorausschauenden

Friedenspolitik."
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•    Viele FE2gg stellen sich: Wohin geht ein Staatsvolk, wenn sein Territorium

unbewohnbar wird? Was passiert mit seinen materiellen und kulturellen Gütern, den

ausschließlichen Winschaftszonen? Wie gehen wir mit Klimaflüchtlingen um? Schon

heute sehen wir, dass Verknappung von Wasser und Nährungsmitteln oder extreme

Wetterereignisse zu letztlich klimabedingten Destabilisierung fiihren.

•    Interessensausdeich: Es bedarf eines belastbaren lnteressenausgleichs zwischen großen

und kleinen C02Emittenten, Industrie und Entwicklungsländern, zwischen vulnerablen

Staaten und den klimatisch robusteren Staaten, zwischen Lieftranten fossiler

Energieträger und deren Verbrauchem(z.B. neues BusinessModell fiir Ölexportierende

Staaten).

•    Wo"n geht es älso bei KlimaAUßenpolitik? Drei Kembereiche der Klima

AUßenDolitik:

1. Unterstützung der Klimaverhandlungen :

2. Eintreten fiir ambitionierte Klimapolitiken weltweit auch außerialb der UNFCCC

Verhmdlungen.

3. Befässung mit den außenpolitischen Herausforderungen des Klimawandels im

engeren Sim.

Bisherige Maßnahmen:
•BefassunEderEUAUßenmnminister:MitdervonDeutschlandundGroßbritamien

initiierten Befassung Rates ftir AUßenbeziehungen am 18. 7. 2011 wurde erste

Kodifizierung der KlimaAUßenpolitik erzielt und Mandat fiir EAD erteilt. EU ist

auf8erufen, systemische Risiken, die aus  Klimawandel resultieren, zu minimieren, bevor

Krisen ausgelöst werden und die Transfbmation hin zu einer kohlenstoffimen     irtschaft

auch als Auf8abe der AUßenpolitik zu begreifen.

•   Befässung des VNSicherheitsrates: VNSR beschloss ain 20. Juli auf deutsche

lnitiative in der größten offenen Debatte in der Geschichte der VN, dass Klimawandel eine

Bedrohung fin Frieden und Stabilität sein kam. Der Generalsekretär wude auf8efbrdert,

in Berichterstattung an Sicherheitsrat auch Klimawandel und seine Auswirkungen

einzubeziehen.

•   Klimafönds der Auslandsvemetungen: Aus Mitteln des Sondervermögens Energie und

Klimafimds häben Auslandsvertretungen erstmals eigene Projektmitk}l (2,0 Mio. Euro,

Aufwuchs in korrmenden Jahren) fiir konkrete Maßnahmen erhalten. Damit konnten schon

in der AnlauShase über 50 Projekte an 31 Auslandsvertretungen durchgeführt werden

duchaus vergleichbar mit der Bedrohung des Kalten Kriegs im 20. Jahrhmdert:



Wirbelstüme und Überschwemmungen kömen ganze Landstriche verwüsten, Dürren

kömen zu Massenwanderungen ftmren, Meeresspiegelanstieg lässt ganze Territorien

verschwinden. Am 10/11. Oktober 2011 hat AA auf Einladung StM'in Pieper gemeinsam

mit aus über 30 Staaten stammenden Teilnehmem bei internationaler Konferenz „Climate

Diplomacy in Perspective  From Early Waring to Early Action" weitere konhete

Schritte zu diesem Thema entwickelt. Großbritannien plant Folgeveranstaltung filr erstes

Hdbj?hr 2012. Ergänzend hat AA mehrere gezielte Regionaldialoge und verstärkte

bilaterale Bemühungen angestoßen.

•   Großbritannien ist auf dem Gebiet der KlimaAUßenoolitik ein emer Partner

Deutschlands. Au£bauend auf dem Briefwechsel zwischen AM Hague und BM

Westerwelle vom November 2010 haben beide AM erfolgreich mehnere lnitiativen

angestoßen und umgesetzt.

•   Engerer.Schulterschluss von Wissenschaft und Politik: Erstmals veranstaltete AA am

11.112011  gemeinsam mit Ressorts und Vertretem der Klimawissenschaft Briefing

Veranstalt`mg ffir BotschafteiL Think Tanks, NGOS und Medien über aktuellen Stand der

Forschung und der Politik vor Durban.

•   Gemeinsame weltweite Demarchenaktion der AV'en Deutschlands, Choßbritanniens,

EUPräsidentschaft, des EAD und anderer EUPartner im Vorfeld von Düban ist grei£bare

Realisierupg der Beschlüsse des RfAB,

Mein Programm in Durban
•    Gespräche im Kontext der Konferenz. Bundesregierung und EU reisen mit

ambitionierten Verhandlungspositionen nach Duban. Ich will beitragen, diese

Positionen gerade gegenüber klimaskeptischen Staaten darzustellen und ftir größere

Ansti.engungen bei Klimaschutz und C02amer Wirtschaft werben. Ich werde

gegenüber G77 Staaten ftlr Klimaschutz eintreten. Noch mehr Regierungen müssen
begreifen, dass effizienter Klimaschutz auch in ihrem eigenen lnteresse ist, im lnteresse

ihrer Volkswirtschaften und im lnteresse ihrer Bevölkerung.
•    Wir werden gemeinsam mit britischen partnem eine veranstaltung zu Klima

AUßenpolitik duchftihren. In einer „Geman Hou" am Deutschen Stand in Duban

werde ich die deutsche Klima und EnergieAUßenpolitik erläutem.

•    Die Gesamtthematik ist auch ftlr die deutsche Wirtschaft von Belang  der Deutsche

Stand oder .Deutsche Pavillon in Duban ist übrigens gemeinsam von BDl und

Bundesregierung @MU, BMZ, AA) eingerichtet. Gerade bei Umweltte;hnologie,

Emeuerbaren Energien, ressoucenschonendem Wassemanagement, Management von

klimarelevanter Natugebieten wie Wäldem und Feuchtgebieten hat Deutschland viel

Expertise und konkrete Lösungen zu bieten. Sie kam wichtige Beiträge weltweit leisten.

Daher werde ich in Duban auch mit Untemehmensvertretem zusammen treffen.   .
•    AUßerdem werde ich mich mit den Nichtregierung§organisationen austauschen. Sie

spielen eine wichtige Rolle bei der Priorisierung der Klimapolitik, gerade in

Entwicklungs md Schwellenländem von der Karibik bis nach China. In den komplexen

Politikbildungsprozessen aufstrebender Mächte wie Brasilien, Mexiko, Indien und China

sind die NROs nicht zu unterschätzende Treiber.

6



•    Wichtig ist mir enge Abstimmung mit Kollegen etwa aus EU und G20Staaten, aber

auch den Schwellenländem. Diese Gespräche sind nützliche Mosaiksteine im

KlimadiplomatiePuzzle.

•    Daneben werden wir weitere Projelste mit der Öffentlichkeit duchfthren, darunter eine

Ausstellung über klimawandelinduzierte Sicherheitsrisiken.

•    Last but not least: Mit lhnen bzw. Ihren Kollegen, die in Südaffika vertreten sind, treffe

ich mich auch sehr geme dort zu einem weiteren Gespräch. Wir hatten schon md den

Domerstag Abend (8,12.) hierfür reserviert. Einzelheiten können gem über unseren

Pressereferenten an der Botschri Pretoria, Hem Friedrich Schröder, erfi.agt werden.





Gesprächsunterlage D 4

WDRFunkhausgespräch zum Thema

K)imapoLitik/Klimaethik am 12.01

mit Prof. Dr. Bemhard Gesang und Prof. Dr. Claus Leggewie

Fragestellungen:

a) Generationengerechtigkeit : Pf lichten heutiger ggü. f ;olgenden Generationen (Prof i Gesang) ,
b) Bedeutung demokraiischer Systeme im Klimaprozess, sindmeue demokratische lnstitutionen
erforderlicw?  (Themen von Prof Ißggewie).
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1. Positionen der BRef! in der KlimaAUßenpolitik

1.1. Hintergrud

o    Spätestens seit dem StemReport  und der Wörld Energy Outlook der IEA bestätigte dies Ende

2011 wissen wir: Das Engagement ffir den Klimaschutz mag viel Geld und Mühe kosten,

Untätigkeit oder zu spätes Handeln aber kommt uns mit Sicherheit teurer.

o    Die Bedrohmgen sind bekannt: Wir sind dem Wetter, das wir haben, fast machtlos ausgesetzt.

Därme, Dächer, Heizungen und Klimaanlagen sind fast unsere einzigen Mittel, uns vor dem

Wetter zu schützen. Gerät das Klima aus den Fugen, so haben wir ein Problem. Wie

zerstörerisch schwere Stürme und Flutkatastrophen sein können  die Wissenschaft nennt dies

ömen wir täglich in den Medien erfähren. Aber auch steigende

Meeresspiegel, Gefährdung der Nahnmgsmittel, Wasser und Energieversorgung, und

schließlich klimabedingte Wanderungsbewegungen und regionalen Konflikte sind große

politische Herausforderungen, die auch im der AUßenpolitik stehen.

o    lch vrill es einmal sehr verkürzt sagen: AUßenpolitik ist Friedenspolitik.

bewahren angesichts heraufziehender massiver Veränderungen unser p

Diesen Frieden zu

ysikalischen Umwelt ist



eine besondere Fom präventiver AUßenpolitik.

o    Für nähezu alle Entwicklungsländer hat Amutsbekämpfimg Priorität. Deshalb heißt es:
r , ~  "`    '`             ,., ___  _  ...,,,,..,.,., _\

ä±e mehr und mehr ökonom£sches Gewjcht erLangen, woLLeL[ffi£öh auch £hre
ü`

`.\,

i±|aft+Lc±~e~~En"ickLung]indK±riaä€h`itririäüiiL;.id=g~e=ä~ril=B\Schweiieriänder,

Wettbewerbsfähigkeit bewahren. Und die lndustrieländer wollen auch ihr Wohlstandsniveau

:±?.P.9P~un.d,~müssenlemen,dies vorbildhaft mit geringerem Ressoucenverbrauch 2u schaffen.

o    Hier geht es auch um klimatische und wirtschaftliche aimess Was wir brauchen,ist ein

Eni:::Lc.kjlj±±¥spfad,derl=g±ipff.Angleichung.iei._¥±Ph;_:i.teT.~P:?:K_oP£:mL*en

ftlhrt und gleichzeitig wirtschaftliche Entwicklun_g pögli_ch macht. Um das ZweiGradZiel zu

eneichen,'~wffö.ffnTi=iiwäFo3:E:=i=5ri^iveauvonetwazweiTonnenproKopfnötig
__,_ , ___,_,__.` ~_

derzeiteriftierenwirinderEuimDurchschnittetwaioTo`=;ri`pTok65iri~d~~JriLTDTä;i;eißt,

alle haben hier eine riesige Aufgabe zu lösen. Das Vorbild müssen wir lndustrieländer sein.

,,.., ~ .,,., _______,,._ ,,

1.2. Intemational/Durb an

o    Auf intemationaler Ebene setzt sich DEU däher weiter ftir ein umfassendes, effektives

Klimaschutzabkommen ein. In Duban sind wir wichtige Schritte in diese Richtung gegangen.
?`_ . _ ,. ^~~,_,`^ .,,,, 1

o    NatürLich wissen wir, dass vor allen Dingen die lndustrieländer in der Verantwortung sind.

___

Dieser Verantwortung sind wir in Duban nachgekommen: Mit der Entscheidung zur zweiten

V:;=qi:P9±pggp.eüod§~up±eE±±y_o±:±ir:::g:kLg!|l.,~wieauchmitunseremEngag:Te~ni±:±

Gre.emclimate Fund, das Anpassungskommittee und die Mechani smen ftir den
`'_                                             =            ., _   :J .. ___ _ ..

Technologietransfer.Hiei`ha`tri3bö~smderedieEUein.positivesBeispielgesetzt,demletztlich

ist sie der letzte verbleibende große Akteu, der den einer zweiten

Phase des KyotoProtokolls zugestimmt hat.

o    Aber wir wissen auch: Angesichts der rasanten Entwicklung der Schwellenländer können die

lndustrieländer das Ziel, die Erderwämung nicht höher als um zwei Grad ansteigen zu lassen,

allein nicht erreichen. Selbst wem alle OECDStaaten einschließlich der USA morgen kein

Gramm Kohlendioxid mehr in die Atmosphäre abgeben würden, wäre eine Erderwämung von

=::ä2=::dh=¥:T:_:j:g_eg:.O:::.e=::~:`=j:n:t;.:.t,=W=do::.gDö::t:rn:s::::d::.=*prim:p
der gemeinsamen, aber unterschiedlichen Verantwortung hat ftlr uns nach wie vor Gültigkeit. In

Duban konnten \rir diese VerantwoFtung weiter in gemeinsames Handeln übersetzen.
L,

o    Wir haben uns von Duban ehrgeizigeriziele erhoffi, was das Ambitionsri¢?au angeht wie auch

die Transparenzregeln.
,



1.3. Über Durban hinaus

o    Die Buidesregierung arbeitet weiter an der Erreichung dieser Ziele, in und außerhalb des

VerhandlungsProzesses: Wir haben eine PartnerschaftLZ!±M.o_niio_rin&±?`e]Lortingun4_

Verification (MRV) im Leben gerufen und beteiligen uns an einer Anpassungspartnerschaft,
_. __ _____~_ ___

die Costa Rica, Spanien und die USA beim ersten Petersberger Klimadialog in 2010 Bom ins

Leben gerufen haben.

o    Auch die globale Partnerschaft zum Schutz der tropischen Wälder ist auf einem guten Weg._  ^  _ __ , ~ ,.. __ _..~_'
Über 70 Länder sind daran beteiligt. Guyana und Deutschland haben 2011 den KoVorsitz dieses

wichtigen Vorhabens gemeinsam erfolgreich gemeistert. Das deutsche Engagement bei

„REDD+" zeichnet sich auch duch erheblichen finanziellen Mitteleinsatz aus. Rund 30 Prozent\_
K]imaSoforthilfe, des sogenannten „FastStart"Beitrags stellen wir ftir den Wddschutz zur

Verffigung. Das sind 350 Millionen Euo im Zeitr_aum 2010 bii.2L9JL   ,` ,+
r_ . /~_ , _____ _

o    Ab 2012 wörden sämtliche Einnahmen aus der Versteigerung der Emissionszertifik;te im

/.,LIJ    1

euopäischen Bereich in unseren Energie und Klimafonds fließen. Sie kommen zum Beispiel

der intemationalen Klimaschutzinitiative des Bundesumweltministeriums und auch dem

Klimafonds des Auswärtigen Amts (dazu mehr unter 2.) zugute.

o    Auf intemationalem Parkett investieren wir ziemlich viel Zeit in die Frage: Wer trägt wofür

welche historische Verantwortung, wer übernimmt welche Lasten? Das sind wichtige Fragen,

die auch die etiiische Diskussion des intemationalen Klimaschutzes

das geklärt werden und niemand wiLl sich hier herausrede

reflektieren.

Aber uns läuft die Zeit davon.

müssen däher vor allen Dingen auch sehen, dass wir alle dem Wachstum der

muss

Wir

Emissionen mit

konkreten Maßnahmen Einhalt gebieten.

o     Deshalb ist es wichtig, nicht nur aufdie nächste Klimakonferenz in Doha zu schauen, sondem
_  ~~ `  ___ ,_ ...,,... _ lJ

auch die nächste Weltnachhaltigkeitskonferenz „Rio 2012". Seit dem Erdgipfel in Rio 1992 sind

wie diewir in vielen Bereichen vorangekommen, aber. der Fortschritt ist an vielen Stellen `_`
Bundeskanzlerin sagte  doch eher eine Schnecke. Mehr Engagement, ein größerer politischer

Wille und mehr wirksame Taten sind erforderlich, um den Begriff der „Nachhaltigkeit"

umzusetzen.

1.4. Auf europäischer und nationaler Ebene

o    Deutschland hat nach Fukushima eine breite Energiediskussion geftihrt und sich eine große

Aufgabe gestellt: Einen wirklic]_._
Energieversorgiing. Wir wollen zeigen,

_'___\

dass es auch ohne Nuklearenergie geht. Es geht vor allen Dingen danm, als lqdustriel,bnd auch              `         _    _/

erhalten. Das ist die Aufgä6€ fürim Zeitalter der emeuerbaren Energien Wohlstand zu



Deutschland in den nächsten Jahren. Wir sind uns sicher, dass wir das schaffen können. Aber wir

wissen auch, dass wir dafiir noch viele Anstrengungen untemehmen müssen und dass dies nicht

nu ein paar Politiker machen können, sondem dass dies eine Entwicklung sein muss, die von

aL]en in der GeseLlschaft getragen

ie deutschen und die euopäischen Zielsetzungen sind ambitioniert, Der Anteil der

emeuerbarenEnergienamgesamj&n;EPLergj::::£rauchsollbis2050auf60Prozentwachsen,

der Anteil am Stromverbrauch auf 80 Prozent. Wir haben heute einen Anteil von flß Prozent der

Stromerzeugung durch emeuerbare Energien. Wir wollen das bis 2020 auf 35 Prozent in etwa

verdoppeln.

Wir wollen bis 2020 die Treibhausgasemissionen in Deutschland um 40 Prozent gegenüber 1990

reduzieren. Die EU hat das Ziel der Emissionslffinderung von 8095 Prozent bis 2050 gegenüber

1990.

o    Für uns bedeutet das einerseits große Anstrengungen innerhalb des eigenen Landes, aber

andererseits auch eine Verstärkung der bilateralen Zusammenarbeit im Bereich der

Leuchttmprojekten
L

d Technologieinitiativen

sowohl im nationalen Bereich als auch mit Partnem  hdustrieländer ebenso wie Schwellen

und Entwicklungsländer.

2. KliimaaußenDolitik mit BeisDielen

2.1. mntergmd

Dü Klimawandel ist eine der zentralen     litischen Herausfordenmgen des 21. Jahrhunderts. Hier

geht es umeinprobiem,(dessenKompiexitätundTriä=itraii€TFfäTg:==iILgenübersteigt,mit._ _____
denen die Weltgemeinschaft bisher konfiontiert war. Auf Grmd seines Facettenreichtums berührt

dieses Probleme eine Vielzahl von Politikbereichen  E±e_rjgi±2|LW±:|aft=£igi±££h£i£s_:,Soziai,

Entwicklungs und natürlich Umweltpolitik. Die mit dem Klimawandel verbundenen

Herausforderungen sind daher

ein ohärente

außenpolitischeS Aufgabe. Nu die AUßenpolitik kann

Herangehensweise garantieren, die all diese Politikbereiche im Blick behält.

2.2. Aufgaben

o    Unabhängig davon, wie wir das Ergebnis von Duban beurteilen, liegt noch viel Arbeit vor uns.

Unsere Aufgaben ais AUßenpolitiker kam ich unter drei Überschriften Zusammenfassen:

o    2.2.1. Klimadiplomatie zurJJntei§q!Sg!±pg;£g:Lqp~a.~Vg.rhandlmgen. Hier stehen auf den ersten

Blickdiep

außenpolitische Unteffiiäüä:g

en im Vordergrund. Sie sind aus unserer Sicht unverzichtbar. Die

bezieht sich auf den Meinungsbildungsprozess der



Vertragsstaaten auf nationaler Ebene: Hier findet der hteressenausgleich zwischen Finanz

Wirtschafts, Sicherheit, Sozial und Gesmdheitspolitik statt. Klimadiplomatie baut Brücken.

s ie beriürit sich um den Ausgleich dieser lnteressen,die Förderung aktiver Stäkeholder auf allen

Ebenen und um Antworten auf die Fragen der Skeptiker. Unseren Auslandsvertretungen kommt

dabei eine zentrale Rolle zu: Sie amalvsieren die nationalen Politiken, um dendabei eine zentrale Rolle zu: S|eL±y±eLP4i9Jqe!i9:

Meinungsbildungsprozess dann gezielt beeinflussen zu können. Nach Duban ist es also unser

Ziel, defi mgsprozess so zu beeinflussen,dass wir uns 2015 auf ein anspruchsvolles
^ ^____~

umfassendes Klimaschutzabkommen eini gen, das diesen Namen verdient.

0  :::2]t ::ed€:i£=:?:S::riEamuLfs:Leor Einsicht, dass einige Vertragsstaaten zu Zeit iiicht
r....''_

ismip_d_ep!nggn+z!Lzuveipflichten.Gleichzeitigzeigen
..., ___ _.,,v__  _

diese Ländem oder einzelne Akteue in solchen Ländem b£p.9`rkgLns.vc.±`?s..F_qgg.gep_e±

ambitionierte Klimaschutzziele auf nationaler Ebene zu verfolgen. Wir wollen dazu beitragen,

das`Aäs^b~ruc~h~s`niSiäu~aTü€riiffi erhöhen. So wie auch

Deutschland und die EU sich Ziele gesetzt haben, die über ihre KyotoVerpflichtungen hinaus

gehen.

o    2.23. Die dritte Aufgabe legt eine düsterere Sicht der Dinge zu Grunde, doch wir müssen auch

diese Amlysen, die uns die Wissenschaftler vorlegen, emst nehmen: Um 0.8 0.9°C hat sich die
•. _    ._  11`  ^1..`_.^,`    _ .. _

globale Temperatu im Duchschnitt bereits erhöht. Selbst wenn wir jetzt aufliörten

Treibhausgase zu emitieren, würden noch mindestens O.5°C hinzukommen. Mit dem

Klimawandel ändem wir zum ersten Mal in der Menschheitsgeschichte unsere physische

Dase_iq?grp~d_l_ag3 mit einschneidenden

Nährungsmittelproduktion,

Folgen in allen Bereichen: Meeresspiegelanstieg,

extreme Wetterereignisse, neue Konfliktherde und Migrati onswellen

sindTfiürtinige86ispiele. Unsere bisherigen Regeln für ein fiiedliches intemationales

Zusammenleben beruhten auf einer stabilen Umwelt. Geografische Grenzen, Fi schereirechte,

Wasserläufe sind in Zukunft Äejw gegebenen Faktoren mehr. Klimawandel erfordert also ein

NeuDenken von Grundpririzipien von geopolitischer Bedeutung: Dies betriffi das

Wassemutzung, die Nutzung ausschließli cher Bewirtschaftungszonen von

Gebieten.

Seerecht, die

versunkenen

o    Was wir brauchen ist eine präventive, weitsichtigstAUßenpolitik, die Antworten aufdiese

Fragen entwickelt. Es handel

Veränderungen  um ei

um eine weit espannte Bewältigung der massiven globalen

Change Management.
_`___'1

oVergessenwirnicht:effektiverKlimaschutzverlangtweltweiteine;±]:~mL=t:::!:±;un`gjunserer



Volkswirtschaften hin zu kohlenstoffamen Verfähren und Strukturen. Die$9. ,gioLQS

±=¥¥£Qrm.3tiQLn&wiesieder

`   .~_, ` 
Globale Umweltveränderungen der

Bundesregierung bezeichnet, mag uns heute revolutionär erscheinen. Ich bin mir aber sicher,

dass künftige Generationen diese Transfomation al s zwipgend` und folgerichtig bewerten

werden. Eine solche Umstellung hat übrige nichts mit Verzicht, ondem mit intelligenten

Techno|Qgien, mit Effizienz des Energie und Rohstoffeinsatzes und sicherlich auch mit

lebenswerterp.mwi±£e|tzutun.
 _

o    Diese  Transfomation hin zu einer kohlenstoffamien Weltwirtschaft zu leisten ist eine

eitkritisch

e:

demwirmüssenmöglichstrascheineSenkungderabsolutenJeltweiten
 ____. _,_ ,

Treibhausgasemissionen erzielen, möglichst schon vor 2020.

oSieist<w±amend,demesgeht=rFririenroderwerigerabgestimtesVorgehenvon

200 Staaten und mehr als 7 Milliarden Menschen.

o    Und sie ist tiefgreifend, denn wir müssen neue Wege gehen und mutige Entscheidungen treffen,

die uns heute schon große lnvestitionen und Anstrengungen abverlangen.

2.3. Maßnahmen

UmdiesenAufgabengerechtzuwerden,hatdasAuswärtigeAmtimJahr20l¢in[:~m~aj!gnLagLlund

bilaterale lnitiativen auf verschiedenen Ebenen ergriffen:i~hairni#rTfiTasmehaKlimawandelerfolgreichin{Le~n.§_i?_n^erheiSr£tder
Am 20.7. 2011 haben wir das Thema Klimawandel erfolgreich in±e~n.5_i?_n^erheit§r£t ¢er

Ve£einügn.Näti®nem2ingebracht. Dieser hat darauflrin zum ersten Mal den Zusammenhang

zwischen Klimawandel und S i cherheit bestätigt und den Generalsekretär beauftragt, das

Thema in seine Berichterstattung aufzunehmen. Was hier so lapidar klingt, ist ein wahrer

Paradigmenwechsel. Das höchste Gremium der Völkergemeinschaft hat darin zum ersten

Mal anerkannt, dass wir das Thema Klimawandel nicht Technokraten und verschlossenen

Verhandlungen überlassen dürfen, sondem dass dies eine Herausforderung ist, die uns alle

angeht und uns alle in die Pflicht nimmt.

AuchinQ?`[Qä!\bL±r~ei:::?.p~¥+s~€±^€~p~tLnionmussderzusammenhangzwischenKiimawandei

und Sicherheit weiter in den Vordergrund rücken. Die EU muss sich auch außenpolitisch fiir

effektiven Klimaschutz engagieren. Daher hat sich 2011 der Rat ffir AUßenbeziehungen auf
i==

Initiative von Deutschland und Großbritannien zum ersten Mal mit Fragen der

Klimadiplomatie befasst. Wichtiges Ergebris ist die Stärkung des Euopäischen Auswärtigen

Dienstes in diesem Bereich, lm Jahr 2012 soll die Klimadiplomatie wieder auf der

Tagesordnung des AUßenrats stehen.



Darüber hinaus haberi wir mehrere Konferenzen_Qrganisiert, um die genamten Aufgaben in
r_

die Tat umzusetzen: Eine hochrangige Konferenz unter de Titel „Climate Diplomacy in

p21E¥!yWü¥Perspective  From ±gE:=!;yL40n" fand im Oktot)er in Beriin statt.

Zusammen mit BMU, BMZ und wichtigen Forschungseini.ichtungen tauschten wir uns im

November über den Zusammenhang zwischen Politik und Wissenschaft aus.

Die Arbeit unserer Auslandsvertretungen habe ich schon erwähnt :

     In Moskau gab es Diskussionen zur wirtschaftlichkeit von Klimaschutz,
¢  _  ,                           r~~  __`` ____ ...

in Polen, Malaysia ud Kenia haben Workshops zu Elektromobilität, Emeuerbaren und
' r  _ __ . _

Ökotourismus stattgefimden.

Parlamentarier aus Brasilien, Joumalisten aus Russland, hochrangige Regier`mgsvertreter

von pazifi schen lnseln haben Studienreisen nach Deutschland untemommen.

In La Paz hat die deutsche Botschaft eine wissenschaftliche Kooperation initiiert mir

dem Ziel, Auswirkugen eine Temperaturanstiegs um 4°C auf Bolivien exemplarisch
____
darzustellen.

     In Addis Abeba machten deutsche und äthiopische Künstler unter dem Titel „Examples

toFollow"BevölkerungaufZusammenhangvonGesundheitundürasser

Umweltverschmut2ung aufinerksam

     In santo Domingo infomierten sich energiepolitische Entscheidungsträger,

Energieerzeuger sowie Vertreter von energieintensiven Untemehmen über „Renewables

 Made in Gemany"

3. Hintergrund zu den anderen Diskussionsteilnehmern
3.1. Prof. Dr. Bemward Gesang
     studierte Bonn philosophie, Gemanistik und pädagogik,
     seit 2009 Professu an der universität Mannheim;

•     seit 2002 auch fheire Joumalistisch u.a. fiir sz und FR.
     Buchautor: Klimaethik

Thesen
     Entscheidende Fragen der Klimaethik: Haben zukünftige Generationen absolute Rechte? Wie

viele Lasten muss die gegenwärtige GeiiaäiiöriiüfiH5WoH ünftiger Generationen schultem?

Kam man von Schwellenländem fordem, ihre Entwicklung zu verlangsamen, um Klimaschutz
zu betreiben?

£:sm¥*::::e:i:ei:?c5£3:::::ähi:igt:i!::ä=ii£:¥!i::3EikMaßdns£te:akcoh±ne,m

bewerten.



3.2. Prof. Dr. Claus Leggewie
     Mitglied des wissenschaftlichen Beirats der Bundesregierung Globale umweltveränderungen

(WBGU), Gutachten : „Gesellschaftsvertrag ftlr eine große Transformation"
     Direktor des Kulturwissenschaftlichen lnstituts Essen, seit l989 Professor ftlr

Politikwissenschaft an der Ju§tusLiebigUniversität Gießen (beulaubt),
     Gründungsdirektor des zentrums fiir Medien und lnteraktivität (ZMI) der JustusLiebig

Universität Gießen
     Mitglied des Leitungsgremiums des DFGGraduiertenkollegs „Transnationale

Medienereigiisse" und des „Graduate Center for the Study of Culture" (GCSC) an der
Universität Gießen

     Herausgeber der „Blätter fiir deutsche und intemationale politik", Berlin und „Transit", Wien

     Ehrendoktor der Theologischen Fakultät der universität Rostock (2008) und Träger des

Universitätspreises 20 07 der Universität DuisbugEssen
     Buchautor, zusammen mit Harald welzer: „Das End`e der welt, wie wir sie kamten"

Thesen:
~     Welzer und Leggewie meinen, dass sich die zahlreichen Megakrisen von der Hungerbis zu

Finanzkrise zu einer einzigen Metakrise, einer Krise "auf höherer Stufe", _verdicLh£Sbaben. Die

Metakrise ist eine Systemkrise, die "die 1
rund 250 Jahre "erfolgreich" fimktioni?i€
auf Wachstum beruht.

;e##s:v¥:edm=das

     Gegen die aktuelle "Metakrise" setzen sie auf eine "Kulturrevolution des Alltags" duch eine
"AUßerparlamentarische Opposition 2. 0. "

/  _, _ ___ _`  „
4. EnEänzende lnfomationen zu den Themen Klimaethik/GenerationenEerechtiE!keit
4.1. Maßnahmen der Bundesregieriing

o    Eine nachhaltige politik ftir alle Generationen ist eines der Leitprinzipien der Bundesregierung._,..,
Um wirtschaftlichen Wohlstand und soziales Wohlergehen sowohl ftir die heutige wie auch fiir

zukünftigeGenerationenaufDauerzugewährleisten,so||tF_p_qF+,€.|1`e..He_r.g.vsfp_r.d~e~rimgenricht

denkom+¥nL£~en_e_r¥[4Fenaufgebürdetwerden.£!::ggp~hihLg!{Lgkeitbedeutetsomitpichtnudie
`,_                   _   ```

:eeTLggnf:e:;i,t:o:äe:u¥pb|:,:eatu::r:::.,efg:ä*bec';:;d:.u,t::
ulnslerzukiri. iii aie siche+g

oMitdemTitel"PempektivenftirDeutschland"legtedieBundesregierungbereiis2;_ö:2:~Sne

HEHE, ie zur nachhaltigen Entwicklung vor. Das Konzept war die nationale Antwort auf die

gfe:`i;:L%hp::=d:e:Y:rse:na::e;:=ün::g;c::`:::;ig:n2.a:md:=en
undprojekteeinernachhaltigenEntwicklung.Ani_nsLg::g±±2Lln~djke£gLr£Pwerden

Foftschriftegemessen.DazugehörenzumBeispiel±j¥e:C_hj±£z,F`e::Lo.¥:::::±rauch,Bildung,illii
Staatsverschuldung[±pTd_P_¥_sp_e_k:iiv.e_n_q::F_q:;~liiuniG.l`e_icLis::::::::r¥•_ __

o    Der nächste Fortschrittsbericht der Bundesregierung ist ftir 2012 geplant. Mit Blick auf die dann

stattfindende UNNachfolgekonferenz über nachhaltige Entwicklung (Rio+20) werden

insbesondere die Themen 'rNachhaltiges Wirtschaften" und "Wasserpolitik" im Mittelpunk der



Berichterstattung stehen.

o    Die Bundesregierung hat im Jahr 2001 den Rat ftir Nachhaltige Entwicklung berufen. Er berät

sie in ihrer Nachhaltigkeitspolitik und soll mit Vorschlägen zu Zielen dikatoren zu

Fortent`ricklung der Nachhaltigkeitsstrategie beitragen sowie Proj ekte zur Umsetzung dieser

Strategie vorschlagen.

o    Eine weitere Aufgabe des Rates ftir Nachhaltige Entwicklung ist die Förderung des

gesellschaftlichen Dialogs zur Nachhaltigkeit. Mit dem Aufzeigen von Folgen gesellschaftlichen'__
Handelns und der Diskussion von Lösungsansätzen soll die Vorstellung von dem, was

Nachhaltigkeitspolitik konkret bedeutet, bei allen Beteiligten und in der Bevölkerung verbessert

werden,

o    Für die Nachhaltigkeitspolitik der Bundesregierung ist der "Staatssekretärsausschuss ftir

mchhaltige Entwicklung" ein wichtiges Gremium. Zu seinen Aufgaben gehört, die nationale

Nachhaltigkeitsstrategie umzusetzen, inhaltlich weiter zu entwickeln und den Stand der

Umsetzung regelmäßig zu überprüfen.

o    AUßerdem ist der Ausschuss der Ansprechpartner ftir den Parlamentarischen Beirat fir

nachhaltige Entwicklug, fllr die Länder ud die kommunalen Spitzenverbände und ffir den Rat

ftir Nachhaltige Entwicklung. Der Ausschuss arbeitet mit diesen Gremien in aktuellen

NachhaltigkeitsThemen zusammen.

4.2. Generationengerechtigkeit

o    Das Projekt Dialoge_ZukunfLvision2050 hat überzeugende Visionen und Sichten auf das Jahr

2050 erbracht. Das Projekt basiert auf der Übertragung von Verantwortung von denjenigen, die

heute Entscheidungen treffen, auf diejenig?n, die als Generation der heute Unter

Siebenundzwanzigjährigen bis 2050 fast vierzig Jahre Lebenszeit vor sich haben, und die sie mit

Entscheidungen in Beruf, Familie, Kommune und Untemehmen, Staat und Gesellschaft ffillen

werden.

Aus einer Rede der Burideskanzlerin (vor dem Nachhaltigkeitsrat der BUReg, 2011):

„o..ZunThemaGenerationengerechtigkeit:HiergibtesverschiedeneAspekte;einenmöchteich
nemen, er hat mit einer soliden Haushaltspolitik zu tun. Wu. t)eschäftigen uns im

Augenblick wieder sehr mit der Frage einer Schuldenkrise von Ländem im euopäischen Raum.

Umso eindringlicher wird uns vor Augen gefiihrt, dass wir darauf achten müssen, dass msere

Haushaltspolitik DieS£hj±!4:ej}P_r_e_m.seimGrundgesetzsoschweresunsauch

fällt, sie einzuhalten und zu erfiillen  ist die richtige Weichenstellung gewesen. Wem ich mich



recht erimere, ist der Nachhaltigkeitsrat da auch immer an unserer Seite gewesen. Es gehtjetzt

danim, dies auch umzusetzen. Für den Bund heißt das, bereits 2016 weitestgehend auf
•._ .. r  .,  1. "   .``_     .     _

Neuverschuldung zu verzichten, und fiir die Länder heißt das, ab 2020 gar keine neuen Schulden

L`eTHfzüriiäLfiö~filEirüäTä;chsehranspruchsvoii.Wemwirunsüberiegen,inweicheDinge

wir mit Blick auf die Zukunft investieren müssen, ist die Aufgabe natürlich auch, eine

vemünftige B alance von wirtschaftlichem Wachsturn und lnvestitionen in ein nachhaltiges

7a¥ac}Ä%#ÄSchaffen.
o    Die Haushaltsprobleme sind das

Blick auf den

eine. Das Zweite ist die Generationengerechtigkeit auch mit

Ressoucenverbrauch.`iKL:ips£e_n;££a!i9Q darf mehr verbrauchen, als sie

bedeutet, dass wir sowohl in der fi5iri:rieund

sozialer Balance als auch in der Zusammenffihrung vQE_Ökonomie und Ökologie vor riesigen

Aufgaben stehen. Deutschland und die Euopäische Union haben hierzu eine beeindnickende

Studie initiiert. Sie zeigt die ökonoinische Bedeutung von ÖkoSystemen und der Biodiversität. ..w
_,_ ______*_ ____ __ _ _ _

4.3. K[im aethilq mimademok[.atie

o    Wenn wir entschlossenes Handeln gegen den Klimawandel forderrL so bauen wir dabei auf

einen breiten gesellschaftlichen Konsens, der eine offenenDiskus und Bereitschaft zum

Kompromiss erfordert. Es ist nicht richtig, etwa mit Blick auf China zu fordem, dass

~zeptr.ali:s±!sgLh;gL!SB]±lmiren nötig seien, um die notwendigen großen Veränderungen auf den Weg

zu bringen.

o    lnsofem ist wenig von der These von Hans von Storch zu halten, der postulierte, dass die

„Wissenschaftler zu Feinden der Freiheit werden" kömten. Das halte ich ftlr unsinnig. Was wir

heutesehen,bestätigtehidäas1eiggp!;eil:Bes`oLid£r£j.q_Läp4_e.qLmit.pluralistis±r

Gesellschaftsordnung und fteier Meinungsäußerung wird eine ambitionierte

betieben, Denn nu unter solchen fieiheitlichen Umständen kann die rationale Diskussion, an_
•      deren Endpunkt eine politik der Nachhaltigkeit steht, überhaupt erst stattfmden. Auch die usA

werden  nach Überwindung ihrer innenpolitisch motivierten Blockaden  diesen Weg

|      beschreiten, davon bin ich fest überzeugt.

o    Lesehinweis: Nico Stehr und Hans von Storch „Klimapolitik: Wem Forschem die Demokratie

lästig wird" , Spiegel Online 29.12.2009

o    Lesehinweis: Sommerakademie der HeinrichBöllStiftung zum Thema „Demokratie und

Ökologischer Wamdel „ im Juni 2010.
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 Zur Unterrichtung 

• Mit deutschchilenischem  Dialogforum zum Thema Carbon Pricing und erstem "Santiago Climate Talk"  konnte

Botschaft Mythen über Emissionshandel ausräumen sowie objektive gesellschaftliche Diskussion zu

lnstrumentarlum der Emiss!onsreduzierung und  Klimaschutzanstrengungen CHL allgemein anstoßen.

Thema angesichts eingebrachter Emissionssteuer der Regierung Bachelet hochaktuell und für Regierung sensibel.

Panel mit bekannten Personen aus Regierung, Wirtschaft und Zivilgesellschaft sowie deutschem Experten aus

Emissionshandelsstelle stieß auf großes lnteresse bei Wirtschaft, Politik und Gesellschaft in CHL. Vor allem offener

Erfahrungsaustausch zu deutsch/europäischem Ansatz sehr geschätzt.

Mit zweitem deutschchilenischem  Dialogforum innerhalb von 6 Monaten zum Thema  Klimaschutz / ei.neuerbare

Energien (vgl.BezugsDB) korinte  Botschaft ihrem Vorhaben, in klimaund energiepolitischen Fragen den

gesellschaftlichen Dialog anzustoßen, Kontinuität und Glaubwürdigkeit verleihen. Zudem Profil Deutschlands als
Akteur und Partner in Sachen Klimaschutz   und nachhaltige wirtschaftliche Entwicklung stärken.

• Gelder des AAKlimafonds nachhaltig, öffentlichkeitswirksam   und durch Kooperation mit EU effizient eingesetzt;

durch Parallelität mit Seminar des lnternational Carbon Action Partnership (lcAP) zudem  regionaler Teilnehmerkreis.

Dialogformate zu aktuellen klimaund energiepolitlschen  Themen sollten in CHL in jedem Fall fortgesetzt werden,

nicht nuT um Marke Climate Talks Glaubwürdigkelt zu verleihen, sondem auch um regierungsseitiges Engagement

weiter einzufordern und Wirtschaft und

Gesellschaft bei den Themen stärkere Rolle zuzuweisen.

11.  lm  Einzelnen
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 Großes lnteresse bei Wirtschaft, Politik und Wissenschaft an erstem Santiago Climate Talk

Erste Veranstaltung der Marke "Santiago Climate Talks" zum Thema "Carbon Pricing Ein nützliches lnstrument für

eine nachhamgere Wirtschaft?" war mit gut 100 Teilnehmern aus Wissenschaft, Regierung, und Wirtschaft
"ausverkauft". Vorhergehende Podiumsdiskussion im Dezember letzten Jahres zum Thema "Energiewende" war

bereits auf großes lnteresse bei Unternehmen und  Regierung gestoßen (vgl. BezugsDB). Sowohl  Kenntnisgewinn zur

Energiewende als auch Generierung eines bisher kaum vorhandenen 

gesamtgesellschaftlichen Dialogs zu wicmgen Fragestellungen chilenischer Wirtschaft hoch geschätzt.

Veranstaltung wurde durch Mittel des Klimafonds des AA gefördert.  Durch Parallelität mit lcAPSeminar konnteri

Synergien geniitzt (v.a. Rückgriff auf dortigen deutschen  Experten) und regionaler Teilnehmerkreis erreicht werden.

Heidelberg Center für Lateinamerika bot für Veranstaltung nicht nur repräsentativakademischen sondern

gleichzeitig deutschen Rahmen.  Durch renommier{e Fachzeitschrift Electricidad als Media Partner konnten zudem

neue Akteure im Klimaschutz für Botschaftsnetzwerk gewonnen

werden.

hoch aktuelles Thema und anerkannte Experten 

Thema der Podiumsdiskussion aufgrund derzeitiger Debatte zu von Regierung Bachelet vorgeschlagener

Emissionssteuer für feststehende lndustrieanlagen hoch aktuell und sensibel. Vor allem  Energieministerium, das

ebenfalls im Panel vertreten sein sollte, befürchtete durch Dialogveranstaltung unnötig öffentliche Diskussion zu

bisher im  Rahmen der Debatte um Steuerreform wenig kontroverser Emissionssteuer zu entfachen.  Dies erst recht,

als einer der Panelisten im Vorfeld der Veranstaltung durch

Kommentare in Tageszeitungen zum Thema und zur fehlenden Diskussion Stellung bezogen hatten.

Panel war mit Dr. Jürgen Landgrebe,  Leiter der Abteilung Energieanlagen,  Luftverkehr, Register und ökonomische

Grundsatzfragen  bei der Deutschen  Emissionshandelsstelle,  Dr.  Nicola  Borregard,  Leiterin der Abteilung

Nachhaltigkeit im  Energieministerium, Ren6 Miiga, Vizepräsident der Vereinigung der großen   Energieerzeuger, und

Sara  Larrain, Direktorin der NGO Chile Sustentable, als Maderatorin kompetent und  repräsentativ besetzt. Format

mit lmpulsvortrag des deutschen Experten zu den verschiedenen

Emissionsreduzierungsinstrumenten samt deutscheuropäischer Erfahrungen mit dem Emissionshandel,

Stellungnahme der chilenischen  Experten und anschließender Diskussion unter Einbeziehung des Publikums

ermöglichte fachlich profunden Austausch der verschiedenen Perspektiven und Argumente.

 Fazit: Carbon  Pricing nur ein  Baustein bei  Klimaschutzpolitlk, geplante  Emissionssteuer in  CHL umstritten 

lnhaltlich  bestand  Einigkeit bei  Panelisten  und Teilnehmern, dass  kein Allheilmittel  zur Emissionsreduzierung

existiert und  sowohl  Emissionssteuer als auch  Emissionshandel  nur einen  Baustein in einer Klimaschutzpolitik

darstellen, die durch weitere Anstrengungen u.a. bei Energleeffizienz, erneuerbaren Energien ergänzt werden muss.

lmpulsvortrag des deutschen Experten als sehr informativ und nützlich gewertet, insbesondere objektive Darstellung

der verschiedenen Emissionsreduzierungsinstrumente

mit ihren Vorund  Nachteilen sowie sehr offener Bericht zu deutscheneuropäischen  Erfahrungen mit

Emissionshandel.

Schwerpunkt der Diskusslon lag wie zu erwarten auf aktuellem Vorschlag der Regierung Bachelet zur

Emissionsbesteuerung.  Danach sollen Emissionen aus Heizkesseln und Turbinen mit einer Kraft von 50 Mwt oder

mehr mit 5 USD pro Tonne besteuert werden. Vertreter der Energieunternehmen kritisierten Vorschlag als

ungerechtfertigte Belastung, da  Hauptemissionen in Chile von Holzverbremung in Privathaushalten und Verkehr

verursacht würden, und werteten Steuer als Nachteil für Winschaftsstandort

Chile. Erst wenn auch andere  Nationen wie China oder Nachbarstaaten entsprechende Anstrengungen

unternähmen, müsse Chile, das bisher nur für 0,2 % der weltweiten Treibhausgasemissionen verantwortlich sei,

weitere Maßnahmen ergreifen.

N.  Borregard vom Energieministerium verteidigte aktuellen Vorschlag der Emissionsbesteuerung fest installierter

lndustrieanlagen. Steuer von 5 USD pi.o Tonne sei nur symbolischer Natur,  lnstrument werde durch weitere
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Maßnahmen (u.a. aktuell ebenfalls geplante Steuer auf Diesel PKW, Pläne zur Energieefflzienz etc.) ergänzt. Chile

könne aber in Liste der Staaten, die Maßnahmen zur Emissionsreduzierung unternehmen, nicht weiter außen

vorbleiben. S.  Larrain  relativier{e ebenfalls Belastung der

Unternehmen mit Blick auf geringe Höhe der geplanten Steuer und machte deutlich, dass diese von weiterer`

Anstrengungen der Regierung begleitet werden müsste.

'1'. Wertun8

Mit Dialogveranstaltung zu Carbon  Pr!clng konnte Botschaft erneut Diskussion in einem für Chile wichtigen Thema

anstoßen und durch Fakten zu den vorhandenen  Emissionsminderungssystemen sowie Erfahrungsberichten

versachlichen. Mythen zu Emissionshandel und anderen Minderungsmaßnahmen als "Allheilmittel" oder
"Wirtschaftskiller" konnten relativiert oder aufgedeckt werden und  Bllck auf aktuellen Vorschlag der chilenischen

Regierung zur Emissionssteuer versachlicht und an Fakten ausgerichtet

werden.

Veranstaltung lebte von Prominenz und Kompetenz der Experten sowie Aktualität des Themas. Parallelität mit lcAP

Seminar nicht nur kostenmäßig (Elnsparung der Reiseund Aufenthaltskosten des deutschen Experten), sondern

auch mit Blick auf dadurch erziel{en  regionalen Tellnehmerkrels sehr sinnvoll.  Geplante  Kooperation  mit GBR leider

aus haushaltspolitischen Gründen diesmal dort nicht möglich.

Durch zweite Dialogveranstaltung innerhalb von 6 Monaten zu klimapolitischen Themen konnte Botschaft Profil

Deutschlands als kompetenter Akteur und Partr`er bei Klimaschutzfragen schärfen.  Durch Aktualität des Themas sich

zudem als relevanter Akteur für tagespolitische  Fragen in chilenischer Gesellschaft, Wirtschaft und Politik bewelsen.

Einführung der Marke  "Santiago Climate Talks"  mit Blick auf bisher unzureichende  Rolle von Wirtschaft und

Gesellschaft bei klimapolitischen Themen sehr sinnvoll,  bedeutet aber auch Verpflichtung, weitere Veranstaltungen

der Art folgen zu lassen.  Hierbei wird Botschaft verstärkt Kooperationen mit Partnern (AHK, GBR, EU etc.) nutzen,

um zusätzlichen Arbeitsaufwand bewältigen zu können.  Botschaft bittet zudem um möglichst frühzeitjge

Relseankündigung von  Energie/Umwelt/Klimaexperten aus BMUB,

Bundesverwaltung/Wrtschaft, um entsprechende Synergien nutzen zu können. Ggf. bietet mer Ende des Jahres

stattflndende COP in Peru  bereits entsprechende Möglichkeiten.

Programm wird als Anlage per Mail an Empfängerkreis gesandt.

<<10179413.db>>
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Intemationale Klimapolitik

Berlin. 5 .12.2014I
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nachrichtlich:

HeiTn Staatsminister Roth

Frau Staatsministerin Böhmer

h±gL Nationales Aktionsprogramm K]imaschutz 2020 der Bundesregierung

Ap!g;;       Aktionsprogramm Klimaschutz 2020

Zweck der vorlage:    Zu unterrichtung

1. Zusammenfassung

Am 3.12. beschloss das Bundeskabinett das Altionsprogramm Klimaschutz 2020 (KAP)

zusammen mit dem Nationalen Aktionsplan Energieeffizienz (NAPE) und dem

Fortschrittsbericht Energiewende. Das KAP (ff. BMUB) enthält einen umfän+greichen

Katalog an Klimaschutzmaßnahmen, die sicherstellen sollen, dass Deutschland bis 2020

sein selbstgestecktes nationales Klimaschutzziel von 40% seiner Treibhausgasemissionen

gegenüber 1990 doch noch erreicht. KAP hat das Potential schwelende Unsicherheit über

Erreichbarkeit der ehrgeizigen deutschen Klimaziele zu beenden: Untemehmen erhalten

die von ihnen geforderte lnvestitionssicherheit. Im intemationalen Diskurs schließt DEU

zu USA und CHN auf, die unlängst mit einer staric beachteteten (aber wenig

ambitionierten) bilateralen Kli.maschutzvereinbanmg das Feld besetzt haben. Rolle DEUs



_,_

und der EU bei den aktuellen Klimaverhandlungen in Lima wird damit gestärkt,

Argumente der EL und Klimaschutzgegner werden entkäftet.

11. m Einzelneb

Ausgangslage: Klimaschutzlücke bis 2020: Bundesregierung hatte 2007 in Meseberg

beschlossen, Treibhausgasemissionen bis 2020 um 40% gegenüber 1990 zu reduzieren.

A,ktuelle Giftachten im Auftrag des BMUB und BMwi stellten jedoch bis 2020 eine

M"erungslückevon5bis8%fest.Durchdiebis2014beschlossenenMaßnähmenwürde

also nu eine Minderung zwisöhen 32359/o bis 2020 erreicht. Ohne erhebliche zusätzliche

Anstrengmgen drohte Deutschland sein selbst gestecktes Klimaziel zu verfehlen.

Das KAP soU diese Lücke nun durch zusätzliche Klimaschutzmaßnahmen schließen. Den

größten Teil der zus!i{zlichen Mridemgen soll der Bereich Energieeffizienz beitragen

avAPE des BMwi mit 2530 Mio. t). Weitere Minderungen sollen im Verkehrssektor (7

10 Mio. t), in der Landwirtschaft (3 ,5 Mio. t) und in lndustrie, Haiidel, Dienstleistungen

und Abfä.llwir{schaft (ca. 8 Mio. t) und im Energiesektor erzielt werden.

StTeitpunkt Minderungsbeitrag des Energiesektors: Der Beitrag des Energiesektors war

im Voffeld sehr umstritten. Nach Einigung in letzter Minute zwischen BMUB und BMwi

enthält das KAP nun auch ein verbindliches Einsparziel für den Kraftwerkspark von 22

Mio. t C02 fijr den Zeitraum 2016 bis 2020. BM Gabriel will Anfang 2015 einen

detaillierten Gesetzesvorschlag vorlegen, um feste Emissionsobergrenzen für den

Kraftwerkspark einzuftihren und die Verpflichtungen auf einzelne Energieversorger

entlang „historischer Emissionen" zu verteilen. In der aktuellen Stunde küncligte BM

GabrieJ im Bundcstag auch a]L dass die im PTojektioübericht deT BRCE 2013  geschÄtz£ffl

Einspmmgcn von 70 Mio t. C02 bis 2020 im Bereich de6 Kriftwerksparks tbasicmnd insb.

aiff KraflweTken dic zJ3, altersabmngig bertits als abganrig cingestift wudent zusätzlich

ebenfi}.lts verbind.lich gemacht werden sollen. Insgesamt würde das nach Medienberichten

ehtc MindcTmg von fist ¢inem Vicrtel dcr bisbcrigcn_Emissionen im Kriftwerkspark

bedeuten.

Offene Fragen: Finanzierungsvorbehal¢ und Umse¢zung: Greenpeace sieht im KAP

ufüund des verbindlichen EinspmmgszjeLs im Encrgieöektor den tEhistieg in dcn

KohlausstieQ.`. Andere bezweifeh hingegen ob das Maßnahmenpaket ausreicht, um das

deutsche Klimaziel zu erreichen. Zwar wurde im KAP Wert auf konservative

Berechnungen möglicher Minderungseffekte gelegt, gleichzeitig ist die Umsetzung vieler

Maßnahmen noöh offen oder mit Prüfäufträgen versehen. Auch enthält das KAP auf

Wmsch des BMF ei"3n generellen Finanzierungsvorbehalt. Dabei geht es insbesondere

um die noch offerm Frage der Lastenverteilung zwischen Bund und Ländem bei der

steuerlichen Förderung im Bereich der energetischen Gebäudesanier`mg.
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Das Klimaaktionsprogramm setzt ein wichtiges Simal und beendet weitgehend die

Verimsicheruig über die Erreichbarkeit der nationalen Klimaziele. Darnit wird für

!±pteme}imen eine dringend notwendi£e Basis ftir langffistige lnvestitionen. geschaffen, da

durch das KAP indirekt auch das deutsche Klimaziel von 55% bis 2030 bekräftigt wurde.

Intemational wird der Beschluss des KAP die Glaubwürdigkeit DEUs erhöhen. DEU und

die EU standen und stehen intemational zunehmend unter Druck, den ambitionierten

Zielen auch Taten folgen zu lassen.

Mit Blick auf die derzeit lauftnde VNKlimakonferenz in Lima (1.12. Dezember 2014)

erhöm das KAP auch das intemationale Momentum. uin die existierende Ambitionslücke

im intemationalen Klimaschutz bis 2020. dem Zeitpunkt des lnkrafttretens des filr nächstes

Jahr erwarteten Klima schutzabkommens` zu schl ießen.

Nachdem USA und CHr`l unlängst mit einer bilateralen (in der Summe nicht sehr

ambitionierten) Klimaschutzveresbarung das Feld besetzten, sollte unsere

klimaaußenpolitische Kommunikation darauf zielen, DEU wieder als Schrittmacher der .int..

Klimadebatte ins Spiel zu bringen.

_:_____:__:_____________=___:_______:::_____:=:+:____:__

gemaQh±, es kommt jetzt auf die Umsetzung an.

Ref. 410 hat mitgezeichnet.

Hat 482 vorgelegen.
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Von:

Gesendet:

An:

Cc:

Betreff:

Anlagen:

Wlchtigkeit:
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4040

Mittwoch, 2, Dezember 201510:04

404Oi

404RL

zwV Frist 10.12.  (10 Uhr)  Kabvorlage  BMUB:  Fortsc

Klimawandel

KabvorLBMUB.Fortscmttsber.icht DAS  Klimawandel.pdf;

Bearbeitungshinweis_0TOP.docx;  NEU_Muster;.Alt   la.docx;

NEU_Muster_Alt   lb.docx;  NEU.Muster_Alt   2.docx

Hoch

1{ A 8 I N  E T T S A C H  E

SOFORT AUF  DEN TISCH

VON  HAND ZU  HAND WEITER.GEBEN

Referat 011

02.12.2015

Gz.: 011€0301.23

An das

Referat 404

im  Hause

Be"n,

HRI

Die Kabinettvorlage erscheint am 16.12.2015 als ordentlicher Tagesordnungspunkt (mit Aussprache} auf der

Tagesordnung des i(abinetts.

Hierzu wird eine Aufzeichnung (siehe Anl.) erbeten

bis DonnerstaE. 10.12.2015, 10.00 UhE|.
__,

!:£:e:::tr,:edrearnK¥b°{:::#¥_;_UBn€t,%rn::t:`;:itu:::::::==:±a:u¥°d¥:nAeurs:r:reE{,tgseej:=`:ennd'/So°::tre_sg=Z==;erti"
_Belange der Bediensteten des Aiiswärtiizen Amts berührt_s_l_nL±

Es wird gebeten, zu dortiger Aufzeichnung die Beteiligung der von dieser Kabinettvorlage betroffenen Referate

sicherzustellen bzw. deren Mitzeichnung einzuholen. Doppel der Kabinettvorlage erhalten unmittelbar durch Ref.

011 die im Mailverteiler angegebenen  Referate.

1



Von:

Gesendet:

An:

Betrefft
An'agen:

l(ategorien:

4o4o

W2571 Astv2II Vorbereitung RfAB.dc)c

z.d.A.

(einschl. TOP  Klima)

:!i:bEeuF;aeLrEEHadipiomatieaktionspim2oi6vor.EinenähnnchenpiangabesletztesJahr.Welchesft

verwenden.Sie hierfür?  Dorthin  sollte auch die anliegende  EMail nebst Anlage.

Eruß
Betreff: WG:  Frist heute DS: Astv2 Weisungsentwurf zu RfABVorbereitung

Danke,

für 404 zeichne ich mit

Von:  EUKOR3

Gesendet: Mo

::::reff:FEEwe,sungsewurizuMAB.Vorbere[tung

Liebe

beim Astv2 geht es nicht um den lnhalt der einzelnen Themen, sondern primär nur um die Festlegung der TOPs an

sich. lm Anhang mein Entwurf mit der Bitte um Deine MZ (ggf. allenfalls sehr knappe Ergänzung) bis heute DS.

IEGrüße,

Lieb
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ENonpaper(Aktionspianm"hedazugeradenocheinepsKweisumfmermdazu
nn ich das dann auch für Astv nutzen?
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Auswärtiges Amt

Europäische Koordinierungsgruppe (EUK)

Erstellt von RessowReferat: AA/EUKOR

Beteiligte Referate: 205, 209, 312,  313, 320, S05.
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2571. Astv2 am 27.1.2016

llPunkt

Vorstellung der Tagesordnung des Rats für Auswärtige
Angolegenheiten am 15. Februar 2016 in Brüssel

Weisung

1. Ziel des Vorsitzes

Unterrichtung durch EAD zum Stand der Vorbereitungen.

2. Deutsches Verhandlunasziel/Weisunastenor
TOP  LBY:  Kenntnisnahme.

TOP MDA: Kenntnisnahme.

     TOP BLR.  inkl.  RSF zu  BLR:  Kenntnisnahme.

TOP Blll/Vvestlicher Balkan: Kenntnßnahme.

_     TOPZAF: RfABBefassung derzeit nicht prioritär.

TOP /aaf.  nur APunkt\  KlimadiDlomatie:  Kenntnisnahme.

Mittaaessen mft LBN AAM: Kenntnßnahme.

AOB: Kenntnisnahme.

3. SDrechDunkte

•   ln view of the considerable number of topics currently

envisaged, we would put priority on the discussion on LBY,

MDA,  BLR and BIH.

4. Sachstand
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ln der PSK€itzung am 19.1. stellte EAD mündlich fo©ende tentative
AussDracheDunkte für den RfAB am  15.2. in Aussicht (AnticiNote liegt noch nicht
vor):
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o           BIHM/estlicher Balkan (tbc\

o           Südafrika /tbc\.

Zum Mittaaessen  ist der LBN AUßenminister eingeladen.

Darüber hirfflus scheint TOP  Klimadiplomatie vorgesehen, evtl.  nur ak5 APunkt.
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CZE  D6marche zum  Klimaschutzplan

CIEVNzumKlimaschutzplan2050.pdf
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geradewarendertschechjscheBotschafterundd,eGesandt,nhjer,:_berg.a.b.e,;b.e„=:::ä:VeTa[.h5t~e:;trri
verdeutlichten ausführlich die tschechische Besorgnis angesichts der morgen bevorstehenden Verabschiedung des

Bundesklimaschutzplanes.  lnsbesondere wegen der Passagen zu einem  lnvestitionsstopp in Braunkohle befürchtet

die CZE Regierung direkte Auswirkungen auf Beschäftigungssituation und soziale Struktur es stelle sich die Frage,

ob dles lmplikationen für den Kauf der Braunkohleabbaustätten durch die tschechische EPH von Vattenfall haben

werde?   Der Botschafter verwies auf die DEU völkerrechtlichen Verpflichtungen, insbesondere aus dem bilateralen

lnvestitionsschutzvertrag aus den 1990er Jahren, sowie aus dem EnergiechartaVertrag.I BKAmt,  habe man eine Kopie dieserverbalnote zukommen  lassen.

Auch unser Botschafter in  Prag wurde durch  das CZE AUßenministerium  über die tschechische  Besorgnis

unterrichtet.

Das Original der Verbalnote  lasse ich  lhnen zwV zukommen.

Beste Grüße

Referentin für Tschechien

und  die Slowakei
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